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twas lapidar ausgedrückt kann

man sagen, Sozialrecht betrifft

jeden und trifft früher oder

 später jeden. Es macht daher Sinn,

sich mit den Grundsätzen des sozial-

rechtlichen  Verwaltungsverfahrens im

Überblick vertraut zu machen. Der

Überblick ist dabei grundsätzlich zu-

nächst ausreichend, da das Sozialrecht

ein „freundliches“ Rechtsgebiet ist.

Die 
Aufklärungspflicht

Im Sozialrecht begegnen sich in der Re-

gel zwei Akteure. Es sind zum einen die

Behörde und zum anderen der Antrag-

steller. Die Behörde hat dabei die

Pflicht zur Aufklärung, Beratung und

Auskunft. Diese Verpflichtung generiert

auf Seiten des Antragstellers einen ent-

sprechenden Anspruch. 

Das bedeutet, dass der Antragsteller

von der Behörde Aufklärung, Beratung

und Auskunft auch verlangen kann. Die-

ser, grundsätzlich positive Umstand

führt jedoch dazu, dass auf diesem An-

spruch aufbauend Rechtsschutzversi-

cherungen die Kostenübernahme im au-

Sozialrecht - 
das freundliche 
Rechtsgebiet

Wie bereits eingangs erwähnt, ist das So-

zialrecht grundsätzlich bürgerfreundlich

ausgestattet. Dies spiegelt sich insbeson-

dere auch in den Grundsätzen des Ver-

waltungsverfahrens wider. Das Verfahren

ist nicht förmlich, einfach und zweck -

mäßig. Anträge können beispielsweise

auch telefonisch, per E-Mail und selbst-

verständlich per Post gestellt werden.

 Daneben hat die Behörde die Pflicht zur

Untersuchung und Aufklärung des Sach-

verhaltes. Dem Antragsteller stehen

grundsätzlich alle ihm zur Verfügung ste-

henden Beweismittel zur Untermauerung

seines Antrages zur Seite. Möchten man

beispielsweise Ersatz für ein Hilfsmittel

welches kaputt gegangen ist, so kann

man neben dem einfachen Antrag auch

ein Bild beziehungsweise ein Video mit

ihrem Antrag zur Veranschaulichung mit-

schicken. Im Rahmen des Verwaltungs-

verfahrens besteht das Recht auf Akten-

einsicht. Wenn die Behörde entscheidet,

hat sie die Pflicht ihre Entscheidung ent-

sprechend zu begründen.

ßergerichtlichen Bereich (bis zur Klage-

erhebung) nicht in den Deckungsumfang

mit aufgenommen haben. Verletzt eine

Behörde diese Pflichten und entsteht da-

durch auf Seiten des Antragstellers ein

Schaden, so kann dies einen entspre-

chenden Ersatzanspruch oder Wieder-

herstellungsanspruch nach sich ziehen.

Die 
Mitwirkungspflichten

Den Pflichten der Behörde gegenüber

stehen die Pflichten des Antragstellers.

Diese lassen sich unter einer durchaus

griffigen Formulierung zusammenfas-

sen. Der Antragsteller hat Mitwirkungs-

pflichten. Dazu kann beispielsweise die

Angabe von Tatsachen, das persönli-

che Erscheinen zu Terminen, die Teil-

nahme an medizinischen Untersuchun-

gen, aber auch an länger anhaltenden

Heilbehandlungen gehören. Die Mitwir-

kungspflichten werden begrenzt durch

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

der Zumutbarkeit und der Erforderlich-

keit. Unterbleibt die Mitwirkung unent-

schuldigt, kann dies jedoch zum Leis -

tungsausschluss führen.
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Die Breite und Komplexität des Sozialrechts, mit seinen unzähligen 
Verästelungen erstreckt sich in praktisch jeden Bereich unserer Gesellschaft. 
Viele Sachverhalte werden im Hintergrund, oft unsichtbar geregelt. 
Bewusst werden wir uns der Berührungspunkte mit dem Sozialrecht 
allerdings dann, wenn in den unterschiedlichen (Übergangs-)Phasen 
im Leben oder auch in Zeiten einer Notlage durch die sozialrechtlichen 
Bestimmungen Regelungen getroffen werden, die sich unmittelbar 
auf unseren Alltag auswirken.
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nes Monats ab Erhalt des Bescheides

Klage beim Sozialgericht erheben

kann. In der Regel wird auch das zu-

ständige Sozialgericht mit der vollstän-

digen Adresse benannt. Ist dies nicht

der Fall, besteht aber kein Grund zur

Sorge. In der Mehrheit der Fälle kann

am Sozialgericht des Wohnortes Klage

erhoben werden. Nun kann man die

Frage stellen, was man tun soll, wenn

an dem eigenen Wohnort gar kein Sozi-

algericht ist und man die Klage, aus

welchen Gründen auch immer, nicht

versenden kann.

Auch hier begegnen wir wieder der

klägerfreundlichen Ausrichtung des So-

zialrechts. Die Klage kann bei anderen

inländischen Behörden oder bei einem

Versicherungsträger oder bei einer

deutschen Konsularbehörde (wenn

man beispielsweise im Ausland ist) er-

hoben werden. Damit soll erreicht wer-

den, dass niemandem der Zugang zur

Sozialgerichtsbarkeit verwehrt wird. 

Erwähnenswert in diesem Zusam-

menhang ist auch der Umstand, dass

man eine Klage auch zur Niederschrift

erheben kann. Dies bedeutet prak-

tisch, dass man zu dem Sozialgericht,

Das 
Widerspruchs verfahren

Ist man mit der Entscheidung der Be-

hörde unzufrieden, so hat man die

Möglichkeit hiergegen Widerspruch zu

erheben. Die Frist beträgt grundsätzlich

einen Monat ab Erhalt des Bescheides.

Darauf wird man am Abschluss des Be-

scheides gesondert hingewiesen. Die-

ser Abschnitt trägt in der Regel die

Überschrift: Rechtsbehelfsbelehrung. 

Wird diese Belehrung versäumt, verlän-

gert sich die Frist auf ein Jahr. Im Ge-

gensatz zur Behörde, die ihre Entschei-

dung begründen muss, trifft diese

Pflicht den Widerspruchsführer nicht.

Ein Widerspruch muss nicht begründet

werden. 

Die Erfahrung zeigt aber, dass ein un-

begründeter Widerspruch in den sel-

tensten Fällen zum Erfolg führt. Dies

liegt daran, dass die Behörde letztend-

lich gar nicht erkennen kann, aus wel-

chem Grund man mit der Entscheidung

nicht zufrieden ist. Es macht daher

durchaus Sinn den Widerspruch zu be-

gründen. Dabei kommt es nicht darauf

an, besonders „juristisch“ zu argumen-

tieren. Wichtig ist, die Beweggründe für

den Widerspruch klar und deutlich zum

Ausdruck zu bringen. Ich empfehle, die

Widersprüche auch mit ärztlichen

Attes ten, Stellungnahmen und Berich-

ten oder auch Lichtbildern zu unter-

mauern. Grundsätzlich kann man auch

einen Widerspruch zunächst fristwah-

rend erheben und die Begründung spä-

ter nachreichen. Dies macht beispiels-

weise dann Sinn, wenn ein Arztbericht

noch gar nicht vorliegt.

Am Ende des Widerspruchsverfah-

rens steht dann der Widerspruchsbe-

scheid. Wie auch bereits der erste Be-

scheid trifft dieser eine Entscheidung

über den Antrag beziehungsweise den

Widerspruch des Antragstellers. 

Die 
Klageerhebung

Sofern man mit diesem Bescheid nicht

einverstanden ist, besteht hiergegen

die Möglichkeit der Klage. Grundsätz-

lich findet sich am Ende des Beschei-

des wiederum eine Rechtsbehelfsbe-

lehrung. Darin wird darauf

hingewiesen, dass man innerhalb ei-

4/2019



einem anderen Gericht, einer inländi-

schen Behörde, einem Versicherungs-

träger oder einer deutschen Konsular-

behörde gehen kann, um dort die

Klage zu diktieren. 

Es dürfte aber nicht überraschen,

dass manche Behörden damit überfor-

dert sein dürften. Unproblematisch

dürfte dies aber bei jedem Gericht in

Deutschland möglich sein. Man kann

einfach den Widerspruchsbescheid

nehmen, zum Gericht fahren und den

Rechtspfleger bitten, die Klage gegen

den Bescheid aufzunehmen und an

das zuständige Sozialgericht weiterzu-

leiten. Dies gilt im Übrigen auch für die

Erhebung des Widerspruchs. 

Wenn man die Klage selbst erhebt,

muss man den Kläger und den Gegen-

stand der Klage bezeichnen. Ich emp-

fehle, für den Fall, dass selbst Klage 

erhoben wird, den Bescheid gegen 

den man klagen möchte in Kopie mit

der Klage mit zusenden. Sollte 

versehentlich ein Fehler bei der 

Angabe des Beklagten gemacht wer-

den, so kann das Gericht anhand des

Bescheides erkennen, gegen wen die

Klage gerichtet sein soll und aus 

welchem Grund beziehungsweise 

wogegen Klage erhoben wird. 

Das Gesetz sieht weiterhin vor, dass

die Klage einen bestimmten Antrag

enthalten, Tatsachen und Beweismittel

angeben und unterschrieben sein soll.

Die Verwendung des Wortes „soll"

macht deutlich, dass dazu zunächst

keine Pflicht besteht. Das Gericht wird

in diesem Fall, wenn etwas fehlen

sollte, auffordern dies nachzureichen. 

Im Gegensatz zu anderen Rechtsge-

bieten wird die Klage dadurch aber nicht

unzulässig oder unbegründet. Auch hier

erkennen wir die Ausprägung der Klä-

gerfreundlichkeit des Sozialrechts. 

Wie auch in dem sozialrechtlichen

Verwaltungsverfahren gilt in den sozial-

gerichtlichen Verfahren den Grundsatz

der Amtsermittlung. Die Gerichte sind

verpflichtet, den Sachverhalt von sich

aus zu ermitteln. Allerdings werden 

gegeben werden müssen. Ohne auf

Sonderregelungen – beispielsweise im

SGB V – einzugehen, hat eine Behörde

grundsätzlich bis zu sechs Monaten

Zeit über einen Antrag zu entscheiden.

Über einen Widerspruch muss inner-

halb von drei Monaten grundsätzlich

entschieden werden. Mit Ablauf dieser

Fristen erhält man die Möglichkeit

Druck auszuüben. Sind die Fristen 

abgelaufen, ohne dass ein Grund für

Überschreitung dieser Fristen mitgeteilt

worden wäre, kann eine sogenannte

Untätigkeitsklage erhoben werden.

In Notlagen besteht daneben die

Möglichkeit mit einem sogenannten 

Eilverfahren eine zumindest vorüberge-

hende Entscheidung in der Sache

durch die Gerichte herbeizuführen.

Diese Möglichkeit hat man bereits vor

Abschluss des Verwaltungsverfahrens.

Man kann daher einen Widerspruch

bei der Behörde erheben und parallel

dazu einen Antrag bei Gericht stellen.

Auf diesem Weg gewähren die Gerichte

einstweiligen Rechtsschutz. Dies soll

verhindern, dass durch den Zeitablauf

bis zur Entscheidung der Behörde auf

Seiten des Antragstellers Nachteile 

entstehen, die nicht mehr ausge-gli-

chen werden können.

Das Verwaltungsverfahren und auch

das gerichtliche Verfahren sind grund-

sätzlich kostenfrei. Kosten entstehen in

der Regel nur bei anwaltlicher Vertre-

tung. 

dabei die Unterstützung der Klägerin

oder des Klägers benötigt. Man sollte

sich schon die Mühe machen dem 

Gericht mitzuteilen, aus welchem

Grund man mit dem Widerspruchs-

bescheid nicht einverstanden ist. Wie

auch im Widerspruchsverfahren emp-

fehle ich dringend, die zur Verfügung

stehenden Beweismittel zu nutzen.

In der Praxis erlebe ich es immer wie-

der, dass anwaltliche Hilfe erst viele

Monate, nachdem man den Bescheid

erhalten hat, gesucht wird. Die Be-

scheide sind zu diesem Zeitpunkt aber

bereits bestandskräftig. In jedem ande-

ren Rechtsgebiet wären weitere Bemü-

hungen aussichtslos. Dies trifft aber

nicht auf das Sozialrecht zu. Grundsätz-

lich hat man die Möglichkeit mit einem

Überprüfungsantrag die Korrektur 

unrichtiger, nicht begünstigender 

bestandskräftiger Entscheidungen mit

Wirkung für die Vergangenheit, aber

auch für die Zukunft, herbeizuführen.

Im Gegensatz zum Widerspruch muss

ein Überprüfungsantrag allerdings aus-

führlich begründet werden.

Wie lange sind 
die Bearbeitungszeiten?

Ein weiteres, leider nicht selten auftre-

tendes Phänomen, sind überaus lange

Bearbeitungszeiten der Anträge oder

Widersprüche. Oft werde ich gefragt, 

ob man das so hinnehmen muss. Die

typische Antwort des Juristen lautet:

„Es kommt darauf an.“ Tatsächlich ist

es nämlich so, dass der Behörde 

gewisse Zeiträume für die Bearbeitung
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Paul-Albert Schullerus

Rechtsanwalt 

und Mediator

Anwaltsbüro Quirmbach und Partner

Robert-Bosch-Straße 12, Haus V

56410 Montabaur

0 26 02 / 99 96 9-0

www.ihr-anwalt.com

„Das Sozialrecht

grundsätzlich 

bürgerfreundlich 

ausgestattet.”
Rechtsanwalt 

Peter-Albert Schullerus


